
Die Wirtschaftspresse berichtet fast 
täglich über eine anstehende Fusion 
von Thyssenkrupp Steel und die Aus-
gliederung des Stahlbereichs aus dem 
Konzern.  

Durch die weltweite Ü berproduktionskri-
se sind nach kapitalistischen Gesichts-
punkten allein in Europa zwei von fu nf 
Stahlherstellern zu viel auf dem Markt. 
Thyssenkrupp fu hrt Fusionsgespra che mit 
ArcelorMittal, Salzgitter und seit einem (!) 
Jahr mit Tata-Steel. Doch 
die „lieben Mitarbeiter“ 
erfahren von ihren 
„Interessenvertretern“ in 
Betriebsrat und Aufsichts-
rat so gut wie nichts. Die 
Marktbereinigung hat 
schon begonnen. Tata-
Steel verkaufte in England 
3 Stahlwerke.  

TK-Vorstand tritt Gesetz 
mit Füßen  

Thyssenkrupp muss nach § 111 Betriebs-
verfassungsgesetz (Betr.VG) bei „ge-
planten Betriebsa nderungen“ den Be-
triebsrat „rechtzeitig und umfassend“ un-
terrichten - besonders beim „Zusam-
menschluss mit anderen Betrieben oder 
die Spaltung von Betrieben“. „Rechtzeitig“ 
heißt im Stadium der Planung und nicht, 
wenn Herr Hiesinger bereits Gespra che 
mit anderen Konzernen u ber die Fusion 
fu hrt. Das ist ein grober  Gesetzesverstoß. 

Ein geschickter Schachzug 

Üm den Betriebsrat und die IG Metall ein-
zulullen, betrieb Thyssenkrupp die Kam-
pagne gegen die EÜ-Emissionshandels-
politik und unterstu tzte die Kundgebung 
am 11. April vor Tor 1. Schulter an Schul-
ter machten IGM-Funktiona re, Betriebsra -
te und Kapitalvertreter die EÜ und die 
Konkurrenz aus China fu r einen zuku nfti-
gen Arbeitplatzverlust verantwortlich.  

Prompt vermuten Betriebsratsspitze und 
IG Metall-Bu rokratie den Hauptfeind nicht 
im Kapital, sondern in Bru ssel oder gar am 
anderen Ende der Welt. 

Der Wert der „paritätischen Mitbestim-
mung“ 

Der (Konzern)Betriebsrat von TK(S) ist seit 
1 Jahr nicht in der Lage, das gesetzlich vor-
geschriebene Recht auf Information durch-
zusetzen. Der fru here Bezirksleiter der IG 
Metall NRW, Oliver Burkhard, sitzt als Ar-

beitsdirektor im Vorstand 
von Thyssenkrupp. Burk-
hard muss von den Fusions-
gespra chen seiner Vor-
standskollegen wissen, infor-
mierte aber nicht die Malo-
cher. Die parita tische Mitbe-
stimmung ist eine Mauer des 
Schweigens, damit die Kolle-
gInnen nichts u ber die Fusi-
onspla ne und -gespra che 
erfahren! 

Selbst für außerordentliche Betriebs-
versammlung aktiv werden! 

Wer seinen Arbeitsplatz verteidigen will, 
kann selbst aktiv werden und nach § 43,3 
BetrVG eine Ünterschriftensammlung fu r 
eine außerordentliche, sofortige Betriebs-
versammlung starten, auf der die Fusion 
behandelt werden muss.  

Die einzige organisierte oppositionelle und 
ka mpferische  Kraft gegenu ber den Sozial-
partnern der IG Metall bzw. CDA ist die Be-
legschaftsliste. Sie stellte bei der Neuwahl 
des Betriebsrates 57 KandidatInnen auf 
und erreichte 9 von 39 Mandaten. In den 
kommenden Auseinandersetzungen wird 
sich zeigen, ob die Belegschaftsliste die Kol-
legInnen gegen die Fusion aktivieren kann 
oder ob es wie bei Opel Bochum eine 
kampflose Niederlage gibt. 

 

Extra-Ausgabe 

Weitere Themen: 

 Gewinn mit Emissionshandel  

 Ist der DGB rassistisch? 

 Gabriel redet von „Verstaatlichung“  

1. Mai 2016 
 

Paritätische Mitbestimmung live:   

Thyssenkrupp 1 Jahr in Fusionsgesprächen  
Betriebsratsspitze 1 Jahr auf Tauchstation 
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Ist der DGB rassistisch? 

Nach einer Studie des 

O koinstituts Freiburg/

Berlin haben die Stahlkon-

zerne Thyssenkrupp, Ar-

celorMittal und Salzgitter 

durch den EÜ-

Emissionshandel zwischen 

2005-2012 rd. 763 Mio. 

Euro Extra-Profit erzielt.  

Gemeinsam gegen Rassis-
mus und Faschismus! 

Seite 2 WAS TUN   BEI    THYSSENKRUPP       

Auf der Kundgebung der 
etwa siebentausend De-
monstrantInnen gegen 
Emissionsauflagen am 11. 
April vor Tor 1 in Ham-
born fiel es sogar Wirt-
schaftsminister Gabriel 
leicht, den IG Metall-
Vorsitzenden Jo rg Hof-
mann links zu u berholen.  

Gabriel wies darauf hin, 
wie sinnvoll einst die 
Verstaatlichung von Salz-
gitter gewesen sei, um 
Arbeitspla tze zu retten. 
Gabriel vor Thyssen-
krupp: „Üm nichts ande-
res geht es heute hier“.  

 

763 Mio. Euro Gewinn mit Emissionshandel:  

Wie die Stahlindustriellen 

Scheiße in Geld verwandeln  

Darf man diese Frage 

u berhaupt stellen? Haben 

z.B. die Duisburger Ge-

werkschaften nicht gegen 

Pegida und NPD vors 

Stadtheater mobilisiert, 

eine Konferenz „Nazis 

und Rassismus wirksam 

entgegentreten“ veran-

staltet und zahllose Ge-

werkschafsgremien wie 

die VKL-Thyssenkrupp 

fu r Flu chtlinge gesam-

melt?  

Mitglieder & Vorstände 

Die Gewerkschaften ha-

ben viele Mitglieder mit 

Migrationshintergrund. 

Wirtschaftsminister Gabriel redet von 

„Verstaatlichung“  

  WAS TUN   BEI    THYSSENKRUPP STEEL

du rfen das Fußvolk stellen, 

doch fu r die Reden sind 

deutsche Gewerkschaftsbu -

rokraten und SPD-

PolitikerInnen zusta ndig. 

Auch das nennen wir struk-

turellen Rassismus. Wer 

Pegida, AfD und NPD er-

folgreich beka mpfen will, 

muss zuerst seine eigenen 

Strukturen integrationsfa -

hig machen. 

www.riruhr.de 

wir strukturellen Rassis-

mus.  

Am 1. Mai in Duisburg 

ausgegrenzt 

Jedes Jahr mobilisieren die 

revolutiona ren tu rkischen 

und kurdischen Organisa-

tionen und die aleviti-

schen Vereine gefu hlte 80 

% der TeilnehmerInnen zu 

der offiziellen 1. Mai-

Demonstration in Ham-

born. Doch die Revolutio-

na rInnen du rfen keine 

Infosta nde auf dem Kund-

gebungsgela nde im Land-

schaftspark Nord machen. 

Sie du rfen auch nicht auf 

dem 1. Mai reden. Sie  

Thyssenkrupp machte 
335 Mio. Euro, Arcelor-
Mittal 246,8 Mio. und 
Salzgitter 181,5 Mio. Eu-
ro Extra-Gewinne.  

Mehr zum Emissions-

handel und zur Verge-

sellschaftung der Stahl-

industrie, liest Du hier: 

 Broschüre zum down-
load unter: 

www.riruhr.de 

Mana Neyestani 

Gewerkschaften haben 

dafu r gesorgt, dass Mig-

rantInnen im Betrieb die 

gleichen Rechte wie deut-

sche Staatsbu rger haben. 

2013 hatten von 2,25 Mil-

lionen Mitgliedern der IG 

Metall etwa 300.000 ei-

nen Migrationshinter-

grund (13 %), darunter 

7000 Betriebsra te und 

Vertrauensleute. Doch 

von 36 Mitgliedern im 

Vorstand der IG Metall ist 

augenscheinlich nur ein 

(!) Migrant. Ünter 14 Mit-

gliedern im Vorstand von 

Verdi findet sich kein/e 

Migrant/in. Das nennen  


